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60. Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König 
von Preußen ꝛc., verordnen auf Grund der 88 57 
und 65 des Geſetzes, betreffend die Bildung von 
Waſſergenoſſenſchaften vom 1. April 1879 (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 297) nach Anhörung der Beteiligten, 
was folgt: J 

§ 1. Die Eigentümer der dem Meliorations⸗ 
gebiet angehörigen Grundſtücke in den Gemarkungen 
der Gemeinden Biebersdorf, Dürrenhofe, Krugau, 
Kuſchkow, Gröditſch, Bückchen, Wittmannsdorf und 
Preiſchen, ſowie der Gutsbezirke Groß-Lenihen, Witt⸗ 
mannsdorf, Pretſchen und Coſſenblatt, Kreis Lübben, 
werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den 
Ertrag dieſer Grundſtücke nach Maßgabe des Dielto- 
rationsplanes des Meliorationsbauwarts Kals zu 
Cottbus vom 26. Han 1906/2. Mai 1908 durch 

wäſſerung zu verbeſſern. 
er a des zum Meltorationsplane gehörigen 
Karte iſt das Meliorationsgebiet mit einer dunkel⸗ 
grünen Linie begrenzt. In den zugehörigen 
Regiſtern find die zum Meliorationsgebiete gehörigen 
Grundſtüöcke nachgewieſen. 

Karte und Regiſter werden unter Bezugnahme 
auf das genehmigte Statut beglaubigt und bei der 
Auffichtebehörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. 
Beglaubigte Abzeichnung und Abſchrift erhält der 
Vorneher der Genoſſenſchaft; er hat fie aufzu⸗ 
bewahren und ftets auf dem Laufenden zu erholten. 

Der Vorſtand hat die aufzuſtellenden beſonderen 
Meliorationspläne vor Beginn ihrer Ausführung 
der Aufſichtsbehörde zur Prüfung durch den Melio⸗ 
rationsbaubeamten und zur Genehmigung einzureichen. 

Aenderungen des Meliorattonensplanes, welche 
ſich als erforderlich heransſtellen, können vom 
Genoſſenſchaftsvorſtande beſchloſſen werden. Der 
Beſchluß unterliegt der Prüfung des Meliorations. 
baubeomten und bedarf der Genehmigung der Auf- 
ichtsvehörde. I 
IR 5 Erteilung der Genehmigung ſind diejenigen 
Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die 
Veränderung der Anlage betroffen werden. 


8 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: 
„Landgraben⸗Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Grö⸗ 
ditſch“ und hat ihren Sitz in Gröditſch, Kreis Lübben. 

§ 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter⸗ 
haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von 
der Genoſſenſchaſt getragen. 

Die zur zweckentſprechenden Nutzbarmachung 
der Melioration für die einzelnen Grundſtücke er⸗ 
forderlichen Einrichtungen, wie Umbau und Beſamung 
von Wieſen, Anlage und Unterhaltung beſonderer 
Zu- und Apleitungsgräben und dergleichen, bleiben 
den betreffenden Eigentümern überlaſſen. Dieſe 
ſind jedoch gehalten, die im Intereſſe der ganzen 
Melioration getroffenen Anordnungen des Vorſtehers 
bei Vermeidung der geſetzlichen Zwangsmittel (8 54 
des Waſſergenoſſenſchaftsgeſetzes) zu befolgen. 

8 Außer der Herſtellung der im Plane vor⸗ 
geſehenen gemeinſchaftlichen Anlagen liegt dem Ver⸗ 
bande ob, Binnen⸗Ent⸗ und Bewäſſerungsanlagen 
im Meliorationsgebiete, die nur durch Zuſammen⸗ 
wirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar ſind, zu 
vermitteln und nötigenfalls, nachdem der Plan und 
das Beitragsverhältnis von der Aufſichtsbehörde 
feſtgeſtellt ſind, auf Koſten der dabei beteiligten 
Grundbeſitzer durchführen zu laſſen. 

Die Unterhaltung derartiger Anlagen unterſteht 
der Aufſicht des Vorſtehers. 

3 5. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß 
des Vorſtandes anzunehmenden Meliorationstechnikers 
ausgeführt und unterhalten. 

Der mit der Aufſicht betraute Techniker hat 
das Bauprogramm aufzuſtellen, die beſonderen Pläne 
auszuarbeiten, die für die Verdingung erforderlichen 
Unterlagen zu beſchaffen und zur Genehmigung vor⸗ 
zulegen, überhaupt alle für das zweckmäßige In⸗ 
einandergreifen der Arbeiten notwendigen Maßregeln 
rechtzeitig anzuregen und vorzubereiten, die Aus⸗ 
führung zu leiten, und die für Aenderungs⸗ und 
Ergänzungsanträge, für Abſchlagszahlungen und für 
die Abnahme erforderlichen Unterlagen anzufertigen 


Die Wahl des Technikers, der mit ihm abzu⸗ 
ſchließende Vertrag und die Bedingungen für die 
etwaige Vergebung der Hauptarbeiten unterliegen 
der Zuſtimmung des Meliorationsbaubeamten, dem 
der Beginn der Ausführungsarbeiten rechtzeitig an⸗ 
zuzeigen iſt. Auch im übrigen hat der Vorſtand in 
techniſchen Angelegenheiten während der Bauaus⸗ 
führung den Rat des Meliorationsbaubeamten ein⸗ 
zuholen und zu berückſichtigen. 

Nach Beendigung der Ausführung hat der 
Meliorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen und 
hat feſtzuſtellen, ob das Unternehmen zweck⸗ und 
planmäßig und mit den von der Aufſichtsbehörde 
genehmigten Anordnungen ausgeführt iſt. Sollten 
hierbei Nachmeſſungen erforderlich ſein, ſo ſind ſie 
unter Leitung des Meliorationsbaubeamten von ver⸗ 
eideten Technikern vorzunehmen, die Koſten dieſer 
Aufmeſſungen ſind von der Genoſſenſchaft zu tragen. 

$ 6. Das Verhältnis, nach welchem die ein: 
zelnen Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizu⸗ 
tragen haben, richtet ſich nach dem ihnen aus den 
Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden Vorteile. 

Zur Feſtſetzung dieſes Beitragsverhältniſſes 
wird ein Kataſter aufgeſtellt, in welchem die einzelnen 
Grundſtücke aufgeführt werden. Nach Verhältnis 
des ihnen aus der Melioration erwachſenden Vor⸗ 
teils werden ſie in drei Klaſſen geteilt und zwar ſo, 
daß ein Hektar der niedrigſten, dritten Klaſſe mit 
dem einfachen, der zweiten Klaſſe mit dem zweifachen, 
der erſten Klaſſe mit dem dreifachen Beitrage heran⸗ 
zuziehen iſt. 

5 7. Die Einſchätzung in dieſe Klaſſen erfolgt 
durch zwei vom Vorſtande zu wählende Sachver⸗ 
ſtändige unter Leitung des Vorſtehers. Bei 
Meinungaverſchiedenheiten gibt dieſer den Ausſchlag, 
wenn es ſich um Grundſtücke des Vorſtehers handelt, 
ſein Stellvertreter. Das Genoſſenſchaftskataſter iſt 
vier Wochen lang zur Einſicht der Genoſſen in der 
Wohnung des Vorſtehers auszulegen. Die Aus⸗ 
legung iſt vorher ortsüblich in den Gemeinden, 
deren Bezirk ganz oder teilweiſe dem Genoſſenſchafts⸗ 
gebiete angehört, und in dem für die öffentlichen 
Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft beſtimmten 
Blatte bekannt zu machen. 

Abänderungsanträge müſſen innerhalb der obigen 
Friſt ſchriftlich bei dem Vorſteher angebracht werden. 
Nach Ablauf der Friſt hat der Vorſteher die bei ihm 
eingegangenen Abänderungsanträge der Aufſichts⸗ 
behörde vorzulegen. Dieſe läßt unter Zuziehung 
der Beſchwerdeführer und eines Vertreters des Vor⸗ 
ſtandes die erhobenen Einwendungen durch die von 
ihr zu bezeichnenden Sachverſtändigen unterſuchen. 
Mit dem Ergebnis der Unterſuchung werden die 
Beſchwerdeführer und der Vertreter des Vorſtandes 
bekannt gemacht. Sind beide Teile mit dem Gut⸗ 
achten einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemäß 
feſtgeſtellt, andernfalls entſcheidet die Aufſichts⸗ 
behörde. Die bis zur Mitteilung des Ergebniſſes 


6 


der Unterſuchung entſtandenen Koſten find in jedem 
Falle von der Genoſſenſchaft zu tragen. Wird eine 
Entſcheidung erforderlich, ſo fallen die weiter er⸗ 
wachſenden Koſten dem unterliegenden Teile zur 


Laſt. 

Sobald das Bedürfnis für eine Nachprüfung 
des feſtgeſtellten oder berichtigten Kataſters vorliegt, 
kann ſie von dem Vorſtande beſchloſſen oder von der 
Aufſichtsbehörde angeordnet werden. Das Verfahren 
richtet ſich nach den für die Feſtſtellung des Kataſters 
gegebenen Vorſchriften. 

8 8. Im Falle einer Parzellierung find die 
Genoſſenſchaftslaſten nach dem im Statut vor⸗ 
geſchriebenen Beteiligungsmaßſtabe durch den Vor⸗ 
ſtand auf die Trennſtücke verhältnismäßig zu ver⸗ 
teilen. Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt 
innerhalb zweier Wochen die Beſchwerde an die Auf⸗ 
ſichtsbehörde zuläſſig. 

§ 9. Die Genoſſen find verpflichtet, die Bei⸗ 
träge in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden 
Terminen zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei 
verſäumter Zahlung hat der Vorſteher die fälligen 
Beträge beizutreiben. 

§ 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung 
der nach dem Meliorationsplane in Ausſicht 
genommenen Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und 
deren Unterhaltung, ſoweit ſein Grundſtück davon 
vorübergehend oder dauernd betroffen wird, gefallen 
zu laſſen. Darüber, ob und zu welchem Betrage 
dem einzelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung 
der ihm aus der Anlage erwachſenden Vorteile eine 
Entſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein 
Genoſſe mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen 
ſollte, das nach dieſem Statut zu bildende Schieds⸗ 
gericht mit Ausſchluß des Rechtsweges. 

§ 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗ 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im 
übrigen richtet ſich das Stimmverhältnis nach dem 
Verhältniſſe der Teilnahme an den Genoſſenſchafts⸗ 
laſten und zwar in der Weiſe, daß für je ein Hektar 
beitragspflichtigen Grundbeſitzes der erſten Klaſſe 
eine Stimme, für je zwel Hektar beitragspflichtigen 
Grundbeſitzes der zweiten Klaſſe eine Stimme nnd 
für je drei Hektar beitragspflichtigen Grundbeſitzes 
der dritten Klaſſe eine Stimme gerechnet wird. 
Bruchteile einer Stimme, die ſich hiernach ergeben, 
werden auf die nächſt höhere volle Stimmenzahl ab⸗ 
gerundet. 

Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vor⸗ 
ſtande zu entwerfen und nach öffentlicher Bekannt⸗ 
machung der Auslegung vier Wochen lang zur Ein⸗ 
ſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 
auszulegen. Anträge auf Berichtigung der Stimm⸗ 
liſte find an keine Friſt gebunden. 

Wegen der Ausübung des Stimmrechtes durch 
Vertreter finden die für Gemeindewahlen am Sitze 
der Genoſſenſchaft gültigen Vorſchriften entſprechende 
Anwendung. = 


812. Der Genoſſenſchaftsvorſtand beſteht aus: 
a) einem Vorſteher, 
b) einem Stellvertreter des Vorſtehers, 
e) zwölf weiteren Beiſitzern. 

Die Gemeinden Biebersdorf, Dürrenhofe, 
Krugau, Kuſchkow, Gröditſch, Bückchen, Wittmanns⸗ 
dorf und Pretſchen müſſen mindeſtens durch ein 
Mitglied im Vorſtande vertreten ſein. Die Vorſtands⸗ 
mitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumnis 
erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche Ent⸗ 
ſchädigung, deren Höhe der Beſchlußfaſſung des 
Vorſtandes unter Leitung des ſtellvertretenden Vor⸗ 
figenden ſowie der Genehmigung der Aufſſichts⸗ 
behörde unterliegt. 

Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt drei ſtell⸗ 
vertretenden Beiſitzern werden von der General- 
verſammlung auf fünf Jahre gewählt. Die Wahl 
des Vorſtehers und ſeines Stellvertreters bedarf der 
Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe und jeder zur Aus⸗ 
übung des Stimmrechtes befugte Vertreter eines 
Genoſſen, welcher im Beſitz der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte iſt. Die Wahl der Vorſtands mitglieder wie 
der ſtellvertretenden Beiſitzer erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jede Stelle. Jeder Wähler 
bat dem Leiter der Generalverſammlung mündlich 
und zu Protokoll zu erklären, wem er ſeine Stimme 
geben will. Erhält im erſten Wahlgange eine Per⸗ 
ſon nicht mehr als die Hälfte aller abgegebenen 
Stimmen, ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen den⸗ 
jenigen beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen 
erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
das vom Vorſitzenden zu ziehende Los. 

Wahl durch Zuruf iſt zuläſſig, wenn kein 
Widerſpruch erfolgt. 

8 13. Die Gewählten werden von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde durch Handſchlag an Eidesſtatt ver⸗ 

ichtet. f 
2 55 Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter, ſowie zum Ausweis über den 
Eintritt des Falles der Stellvertretung dient eine 
Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde. 

Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vor⸗ 
ſitz des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht wie die 
übrigen Vorſtandsmitglieder hat, und deſſen Stimme 
im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es 
erforderlich, daß die Vorſtandsmitglieder unter An⸗ 
gabe der Gegenſtände der Verhandlung geladen, 
und daß mit Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens 
zwei Drittel der Vorſtandsmitglieder anweſend ſind. 
Wer am Erſcheinen verhindert ift, hat dies unver: 
züglich dem Vorſteher anzuzeigen. Dieſer hat als⸗ 
dann einen ſtellvertretenden Beiſitzer zu laden. 

Muß der Vorſtand wegen Beſchlußunfähigkeit 
zum zweiten Male zur Beratung über denſelben 
Gegenſtand zuſammenberufen werden, jo find die er⸗ 


ſchienenen Mitglieder ohne Rückſicht auf ihre Zahl 
beſchlußfähig. Bei der zweiten Zuſammenberufung 
ſoll auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen 
werden. . 

8 14. Soweit nicht im Statut einzelne Ver⸗ 
waltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der General⸗ 
verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher die 
ſelbſtändige Leitung und Verwaltung aller An⸗ 
zelegenheiten der Genoſſenſchaft. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 

a) die Ausführung der von der Genoſſen⸗ 
ſchaft herzustellenden Anlagen nach dem 
feſtgeſtellten Meliorationsplane zu veran⸗ 
laſſen und zu beaufſichtigen; 
über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie 
über die Wäſſerung, die Grabenräumung 
und die Nutzung, Beackerung und Be⸗ 
pflanzung der an die Gräben anſtoßenden 
Grundſtücksſtreifen, die Heuwerbung, die 
Hütung auf den Wieſen und dergleichen 
mit Zuſtimmung des Vorſtandes die 
nötigen Anordnungen zu treffen und die 
etwa erforderlichen Ausführungsvorſchriften 
zu erlaſſen; 

e) die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge 
auszuſchreiben und einzuziehen, die 
Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung mindeſtens zwei⸗ 
mal jährlich zu revidieren; 

d) die Voranſchläge und Jahresrechnungen 
dem Vorſtande zur Feſtſetzung und Ab⸗ 
nahme vorzulegen; 

e) die Beamten der Genoſſenſchaft zu beauf⸗ 
ſichtigen und die Unterhaltung der An⸗ 
lagen zu überwachen; 

k) die Genoſſenſchaft nach außen zu ver⸗ 
treten, den Schriftwechſel für die Genoſſen⸗ 
ſchaft zu führen und ihre Urkunden zu 
unterzeichnen. Zur Abſchließung von 
Verträgen hat er die Genehmigung des 
Vorſtandes einzuholen. Zur Gültigkeit 
der Verträge iſt dieſe Genehmigung nicht 
erforderlich; 

g) die nach Maßgabe des Statuts und der 
Ausführungsvorſchriften von ihm an⸗ 
gedrohten und feſtgeſetzten Ordnungs⸗ 
ſtrafen, die den Betrag von dreißig Mark 
jedoch nicht überſteigen dürfen, ſowie 
Koſten (88 7 und 19) zur Genoſſenſchafts⸗ 
kaſſe einzuziehen. 

§ 15. Die genoſſenſchaftlichen und die in 8 4 
Abſatz 1 bezeichneten Anlagen werden nach der 
Fertigſtellung in regelmäßige Schau genommen, die 
jährlich zweimal im Frühjahr und im Herbſte ſtatt⸗ 
zufinden hat. Der Schautermin wird nach Benehmen 
mit der Aufſichtsbehörde und dem Meliorations⸗ 
baubeamten von dem Vorſteher möglichſt vier Wochen 
vorher anberaumt und auf ortsübliche Weiſe recht⸗ 
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zeitig bekannt gemacht. Der Vorſteher leitet die 
Die übrigen Vorſtandsmitglieder ſind dazu 


Schau. 
einzuladen. 

Auch die anderen Genoſſen ſind berechtigt, an 
der Schau teilzunehmen. 


Das Eruebnis der Schau iſt in einem Proto⸗ 


kolle, für deſſen Aufbewahrung der Vorſteher zu 
ſorgen hat, niederzulegen. Die Aufſichtsbehörde iſt 
befugt, die Arbeiten, welche nach techniſchem Er⸗ 
meſſen zur Unterhaltung der der Schau unterliegenden 
Anlagen notwendig ſind, erforderlichenfalls auf 
Koſten der Genoſſenſchaft ausführen zu laſſen. Ueber 
Beſchwerden gegen ſolche Anordnungen der Auffichts- 
behörde entſcheidet der Regierungspräſident endgültig. 

$ 16. Die Verwaltung der Kaſſe führt ein 
Rechner, welcher von dem Vorſtande auf fünf Jahre 
gewählt und deſſen Entſchädigung vom Vorſtande 
feſtgeſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit 
die Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter 
Dienſtführung anordnen. Dies iſt bei Anſtellung 
des Rechners durch Vertrag auszubedingen. 

$ 17. Der gemeinfamen Beſchlußfaſſung der 
Genoſſen unterliegen: 

1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter; 

2. die Wahl der Schiedsrichter und deren 
Stellvertreter; 

3. die Abänderung des Statuts. 

$ 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Auf⸗ 
ſichtsbehörde, welche auch zu den in dieſer Ver⸗ 
ſammlung erforderlichen Abſtimmungen eine vor⸗ 
läufige Stimmliſte nach den Flächenangaben des 
Grundſtücksregiſters des Genoſſenſchaftsgebietes auf- 
zuſtellen hat. 

Die weiteren Generalverſammlungen find in 
den geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (8 60 des 
Waſſergenoſſenſchaftsgeſetzes), durch den Vorſtand, 
im übrigen aber durch den Vorſteher, und zwar 
mindeſtens alle fünf Jahre, zuſammenzuberufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ſtände der Verhondlung durch ein öffentlich bekannt 
zu machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und 
außerdem durch ortsübliche Bekanntmachung in den⸗ 
jenigen Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchafſts⸗ 
gebiete ganz oder teilweiſe angehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens zwet Wochen 
liegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die 
Zahl der Erſchienenen beſchlußfahig. 

Der Vorfteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der 
Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In die ſem 
Falle führt ſie oder der von ihr ernannte Kommiſſar 
den Vorſitz. + 

$ 19. Die Streitiakeiten, welche zwiſchen 
Mitgliedern der Genoſſenſchaft über das Eigentum 


an Grundſtücken, über das Beſtehen oder den Um⸗ 
fang von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungs⸗ 
rechten oder über etwaige, auf beſonderen Rechts⸗ 
titeln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der 
Parteien entſtehen, gehören zur Entſcheidung der 
ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, 
welche die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſen⸗ 
ſchaft oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner 
Genoſſen in ihren durch das Statut begründeten 
Rechten betreffen, von dem Vorſteher unterſucht und 
entſchieden, ſoweit nicht nach dem Statut oder nach 
geſetzlicher Vorſchrift eine andere Stelle zur Ent⸗ 
ſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern nicht eine andere Behörde ausſchließlich zu⸗ 
ſtändig iſt, jedem Teile die Anrufung der Ent⸗ 
ſcheidung eines Schiedsgerichts frei, welche binnen 
zwei Wochen, von der Bekanntmachung des Beſcheides 
an gerechnet. ſchriftlich bei dem Vorſteher angemeldet 
werden muß. Die Koſten dieſes Verfahrens ſind 
dem unterliegenden Teile aufzuerlegen. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vor⸗ 
ſitzenden, welchen die Auſſichtsbehörde ernennt, und 
aus zwei Beiſitzern. Dieſe werden nebſt zwei Stell⸗ 
vertretern von der Generalverſammlung nach Maß⸗ 
gabe der Vorſchriften des Statuts gewählt. Wähl⸗ 
bar iſt jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts 
zu öffentlichen Gemeinde ämtern wählbar und nicht 
Mitglied der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
worüber im Streitfall die Auſſichtsbehörde endgültig 
entſcheidet, jo iſt der Erſatzmann aus den gewählten 
Stelloertretern oder erforderlichenfalls aus den wähl⸗ 
baren Perſonen durch die Aufſichtsbehörde zu 
beſtimmen. 

9 20. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen ſind unter ihrem Namen (8 2) 
zu erlaſſen und vom Vorſteher zu unterzeichnen. 

Soweit nicht nach dieſem Statut die ortsübliche 
Bekanntmachung genügt, werden die für die Oeffentlich⸗ 
keit beſtimmten Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft 
in das Kreisblatt des Kreiſes Lübben N.. auf⸗ 
genommen. 

§ 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer, dem 8 69 des Waſſergenoſſ 'nſchafts⸗ 
geſetzes entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 
kann ſie auch im Wege der Vereinbarung auf den 
Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der Zu⸗ 
ſtimmung der Aufſichtsbehörde bedürftigen Vorſtands⸗ 
beſchluß erfolgen. 55 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 28. Dezember 1908 

(L. S.) gez.: Wilhelm R. 
(l. w. 83/09.) gge3.: Befeler. v. Arnim. 


61. Aenderung der Poſtordnung 
vom 20. März 1900. 

Auf Grund des 8 50 des Geſetzes über das 
Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 
1871 wird die Poſtordnung vom 20. März 1900 
wie folgt ergänzt: 2 

Im 8 41 „Aushändigung von poftlagernden 
Sendungen“ iſt als zweiter Abſatz zu 1 einzuſchalten: 
Auf Antrag ſind von den Poſtämtern gegen 
eine Schreibgebühr von 50 Pf. Poſtaus weiskarien 
auszuſtellen, die bei allen Poſtanſtalten als Ausweis 
elten. 
0 Vorſtehende Aenderung tritt ſofort in Kraft. 

Berlin, den 12. Dezember 1908. 

Der Reichekanzler. 

In Vertretung: Kraetke. 
Bekanntmachung des Königlichen Ober: 
Präſidenten der Provinz Brandenburg. 

62. Der Provinziallandtagsabgeordnete Major 
a. D. von Rohr in Dannenwalde iſt verſtorben. 
An feiner Stelle iſt der Kreis deputlerte von Freier 
in Hoppenrade zum Provinziallandtagsabgeordneten 
des Kreiſes Oſtprignitz gewählt worden. 

Potsdam, den 19. Januar 1909. 

Der Oberpräfibent. 
Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. nd zu Frankfurt a. Oder. 
63. Nachdem, wie ſich im Feſtſtellungsverfahren 
ergeben hat, die Einführung des Achtuhrladenſchluſſes 
für die offenen Verkaufsſtellen der ſämtlichen Laden⸗ 
geſchäfte in der Stadtgemeinde Müllroſe während 
der Wintermonate (Okiober bis März) mit Aus⸗ 
nahme der Sonnabende von mehr als einem Drittel 
der beteiligten Geſchäftsinhaber beantragt worden 
iſt, wird hiermit bekannt gemacht, daß ich den Herrn 
Bürgermeiſter in Müllroſe zum Kommiſſar behufs 
Entgegennahme der Aeußerungen für oder gegen 
den. Ladenſchluß gemäß § 139 f. Abſatz 2 der Ge⸗ 
werbeordnung in der Faſſung vom 26. Juli 1900 
ernannt habe. 

Frankfurt a. O., den 12. Januar 1909. 
Der Regierungspräſident. 
64. Um Gleichmäßigkeit in der Kennzeichnung 
geſperrter oder ſolcher Wegeſtrecken zu erzielen, die von 
Kraftfahrzeugen nur mit verminderter Geſchwindigkeit 
befahren werden dürfen, — 8 21 der Polizei⸗ 
verordnung über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen — 
ſind Tafeln entworfen worden, die ſich nach Form 
und Inhalt zur einheitlichen Verwendung innerhalb 
des Reichsgebietes eignen, und deren Einführung 
ſämtliche Bundesregierungen im allgemeinen zu⸗ 
i aben. 
Tafeln, deren Aufſchriften lauten: a) „Vers 
bot für Kraftwagen und Motorräder“, d) „Verbot 
für Kraftwagen — offen für Motorräder“, o) „Kraſt⸗ 
fahrzeuge — 15 km“ (ju a und b in gelbem, zu 
e in blauem Grundton gehalten), find hergeſtellt 


unter anderen von der Firma „Frankfurter Emaillier⸗ 
Werke, Otto Leroi in Neu⸗Iſenburg bei Frankfurt 
a. M.“ und zum Preiſe von 4,25 M. für das 
Stück netto ab Werk zu beziehen. 

Die Herren Landräte und Oberbürger⸗ 
meiſter erſuche ich, auf die gleichmäßige Ver⸗ 
wendung dieſer Tafeln zur amtlichen Bezeichnung der 
eingangs erwähnten Wegeſtrecken hinzuwirken. 

Zur Erwirkung eines Preisnachlaſſes bei einer 
Geſamtbeſtellung bin ich auf Anzeige des Bedarfes 
innerhalb 5 Wochen bereit. 

Frankfurt a. O., den 19. Januar 1909. 

(J A. 9749,08) Der Regierungspräfident. 
65. Die Erlaubnisſcheine zur ſtillen Fiſcherei 
werden von jeßt ab nach dem den Herren Landräten 
und Oberbürgermeiſtern am 24. September 
1908 — I Bg 5049 — mitgeteilten Muſter aus⸗ 
gefertigt werden. Indem ich erſuche, gemäß dieſer 
Verfügung das Weitere zu veranlaſſen, bringe ich 
gleichzeitig meine Verfügung vom 24. Januar 1907 
— 1 Bg 495 — in Erinnerung. 

Frankfurt a. O., den 16. Januar 1909. 

(I Bg 287) Der Regierungspräſident. 
66. Der Prozeßagent Carl Waſchkan iſt für 
die Kreiſe Oſt⸗ und Weſt⸗Sternberg als öffentlicher 
Verſteigerer angeſtellt und beeidigt worden. 

Frankfurt a. O, den 15. Januar 1909. 

Der Reglerungepräſident. 
67. An Stelle des nach Cöln verſetzten Regle⸗ 
rungsrats Eberhard haben wir den Regierungs⸗ 
Aſſeſſor Grospieiſch hier zum Vorſitzenden des 
Steuerausſchuſſes der Gewerbeſteuerklaſſe II für den 
Regierungsbezirk Frankfurt a. O. ernannt. 
Frankfurt a. O, den 15. Januar 1909. 
Königliche Regierung, 
Abieilung für direkte Steuern, Domänen u. Forſten A. 


Bekanntmachung der Königl. Direktion der 
Reutenbank für die Provinz Brandenburg. 


68. In Gemäßheit der Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 2. März 1850, betreffend Errichtung 
der Rentenbanken, und des Geſetzes vom 7. Juli 
1891, betreffend die Beförderung der Errichtung 
von Rentengütern, wird 
am 13. Februar d. Js. mittags 12 Uhr 
in unſerem Geſchäftslokale, Kloſterſtraße 76 J, 
hierſelbſt, die Ausloſung von 3½ % igen Renten⸗ 
briefen der Provinz Brandenburg (Litt. F—K) 
unter Zuziehung der von der Provinzial⸗Vertretung 
gewählten Abgeordneten und eines Notars ftattfinden. 
Berlin, den 13. Januar 1909. 
Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
Bekanntmachung der Kaiſerlichen Über: 
poftdirektion zu Fraukfurt a. O. 
69. Das Poſtamt in Finkenheerd führt fortan 
die zusätzliche Bezeichnung „(Bz. Frankfurt, Oder).“ 


70. 
Bezirks veröffentlicht. 


Gemäß 8 59 der Prüfungsordnung für Aerzte vom 28. 


Mai 1901 wird nachſtehend das Ver⸗ 


Kreis 


Lfd. Nummer 


Clettwitz Calau Knappſchaftskrankenhaus Brandenburger Knapp⸗ 
ſchaftsverein in Guben 
2 Forſt i. L. Forſt i. L., Stadt Städtiſches Krankenhaus Magiſtrat 
3 Frankfurt a. O. Frankfurt a. O., Städtiſches Krankenhaus Magiſtrat 
Stadt 
4 Frankfurt a. O. We O., Diakoniſſenhaus „Lutherſlift“ Vorſtand 
Stadt 
5 Guben Guben, Stadt Naemi⸗Wilkeſtift Krankenhaus Vorſtand 
und ev.-luth. Diakoniſſenanſtalt 
6 Kotibus Kottbus, Stadt Chirurgiſch⸗gynäkologiſche Geh. San.⸗R. Prof. 
Heilanſtalt und Unfallgenefungs: Dr. Thiem 
heim 
71 Kottbuſer Stadtforſt Kottbus, Land Lungenheilſtätte Kottbus Landesverſicherungs⸗ 
bei Kolkwitz bei Kolkwitz anſtalt Brandenburg 
8J Landsberg a. W. ee a. W., Landesirrenanſtalt Provinzialverwaltung 
Stadt 
9] Landsberg a. W. Landsberg a. W. Städtiſches Krankenhaus Magiſtrat 
10 Müllroſe Lebus Heilſtätte der Ortskrankenkafſe für Nebenbezeichnete Orts⸗ 
den Gewerbebetrieb der Kaufleute, krankenkaſſe 


Dandelsleute u. Apotheker in Berlin 
Die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter wollen, 


Name der Anſtalt Leitende Behörde ꝛc. 


Regierungsbezirk 


ſoweit es koſtenlos geſchehen kann, die Nach⸗ 


Frankfurt a. O., den 11. Januar 1909. (I. A. 329). 


Perſonal⸗Nachrichten. 
71. Der Lehrer Theodor Otto iſt als Elemen⸗ 
tarlehrer angeſtellt und dem Königlichen Gymnaſium 
zu Landsberg a. W. überwieſen. 
72. Der Zeichenlehrer Berger iſt vom 1. April 
1909 ab als Zeichenlehrer an der ſtädtiſchen höheren 
Mädchenſchule in Landsberg a. W. angertellt worden. 
73. Dem Küſter und 1. Lehrer Lehmann in Nehes- 
dorf, Diözeſe Dobrilugk. iſt der Titel „Kantor “verliehen. 
74. Erledigt iſt die Pfarrſtelle Königlichen Patro⸗ 
nats zu Groß⸗Lieskow, Diözeſe Cottbus, durch Emeri⸗ 
tierung des Pfarrers Frick am 1. April 1909. 
Die Wiederbeſetzung erfolgt durch die Kirchenregie⸗ 
rung. Es iſt ein auch der wendiſchen Sprache 
mächtiger Geiſtlicher erwünſcht. 
75. Perſonal veränderungen 
im Bezirke des Kammergerichts im Monat 
Dezember 1908. 
J. Richter. 
Es find ernannt: zu Kammergerichtsräten: 
die Landgerichtsräte Saling vom Landgericht II 


in Berlin, von Kunowski vom Landgericht I 
in Berlin und Dr. Fürth in Frankfurt a. M. 
ſowie der Landrichter Bresler in Halle a. S., 
zum Landgerichtsdirektor beim Landgericht 1 in Berlin 
der Kammergerichtsrat Rietze, zu Landgerichtsräten: 
die Landrichter Pfennig, von Drigalski, 
Roedelins und Krüger bei dem Landgericht I 
in Berlin, Bacharach, Nothardt und Körting 
bei dem Landgericht II in Berlin, Dr. Karſten 
bei dem Landgericht III in Berlin, Otto in Cottbus, 
zu Amtsgerichtsräten: die Amtsrichter Bernhardi 
in Weißenſee bei Berlin, Toſche in Rixdorf, 
Daelen in Müncheberg, Itzerott und Moſer 
in Cöpenick, zum Amtsrichter: der Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Leiden bei dem Amtsgerichte Berlin Mitte, 
zum Handelsrichter: der Kaufmann Otto Collverg 
in Rixdorf bei dem Landgericht II in Berlin. zu 
ſtellvertretenden Handelsrichtern: die Kaufleute Hugo 
Salomon in Charlottenburg und Theodor Mor⸗ 
genſtern in Berlin bei dem Landgericht I in 
Berlin, der Renter Hugo Horrwitzy in Berlin 


* 
zeichnis der zur Annahme von Praktikanten ermächtigten Krankenhäuſer pp. des diesſeltigen Regierungs⸗ 


Name des ärzilichen 
Leiters bei ſelbſt⸗ 
ſtändigen Abteilungen 
auch des Abteilungs⸗ 
lelters 


Aufgabe und Zweck 
der Anſtalt 


Frankfurt a. O. 

Allgemeines Krankenhaus 
(vorwiegend für Bergleute) 

Allgemeines Krankenhaus 


Dr. Kittel 
Dr. Gubalke 


SR. Dr. Rehfeld 
(Chir.), S.⸗Rat Dr. 
Blum (Inn.) 
S.⸗R. Dr. Pernice 


Allgemeines Krankenhaus 


Allgemeines Krankenhaus, 
Ausbildung von Diakoniſſen 

Allgemeines Krankenhaus, 
Ausbildung von Diakoniſſen 

Behandlung und Beobachtung 
von chirurgiſchen Kranken, 
Frauenkranken, Unfall⸗ 
kranken, Invaliden ꝛc. 


Dr. Ayrer 


Geh. S.⸗R. Prof. 
Dr. Thiem 


Dr. Bandelier 
SR. Dr. Gock 


Dr. Delkeskamp 
Dr. Ulriet 


Lungenheilſtätte 
Irren⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt 


Allgemeines Krankenhaus 
Lungenheilſtätte 


welſung amtlich welter bekannt geben. 


bei dem Landgericht II in Berlin, zu Handels⸗ 
richtern wiederernannt: die Kaufleute Hugo Heil⸗ 
mann, Ernſt Lehrs und Emil Bing in Berlin 
bei dem Landgericht I in Berlin, zum ſtellvertretenden 
andelsrichter wiederernannt: der Kaufmann Guſtav 
dia in Charlottenburg bei dem Landgericht I in 
erlin. Verſetzt find: die Amtsrichter Pogge vom 
Amtsgericht Berlin-Wedding als Landrichter an das 
Landgericht I in Berlin, Dr. Redlich vom Amts⸗ 
gericht Berlin⸗Mitte als Landrichter an das Land⸗ 
ericht II in Berlin, Dr. Loock in Paſewalk und 

tohr in Schöneck an das Amtsgericht Berlin-Mitte, 
Hartmann in Schrimm an das Amtsgericht 
Berlin⸗Wedding, Drewello in Labiau nach Straus⸗ 
berg. Verliehen ift: dem Senatspräſidenten Roepell 
in Berlin der Charakter als Geheimer Oberjuſtizrat 
mit dem Range der Räte zweiter Klaſſe, den 
Kammergerichtsräten Dr. Lepa, Danieleik Fromm, 
Dr. Heryich, Zipper und Dietzen, den Land⸗ 
erichtsdirektoren Munk, von Echanft, Mas ke, 
Bohle, Köſter und Altsmann in Berlin, von 


= 
2 5 2 23 Vergünſtigungen für 
E 3 -E Praktikanten 
* 8 5 

7 7% 1 Freie Station und Vergütung 
bis zu 50 M. monallich. 

100 84] 1 Freie Station und bis 1200 
Mark jährlich Gehalt. 

29 2800 3 Freie Station. 

180 1100 2 Freie Station und 50 M. 
monatlich. 

7 65 1] Freie Station und 25 M. 
monatlich. 

7 1100 1 Freie Wohnung, Beleuchtung, 
Heizung, Bedienung, ärzts 
liche Behandlung, freies 
1. und 2. Frühſtück, für 
übrige Verpflegung 60 bis 
90 M. monatlich. 

4/110 1 Freie Statton. 
181011300 2 Freie Station. 
81200 1] Freie Station. 

44 1000 1 


Freie Station und monatlich 
60 M. 


Der Regierungspräfident. 
Eicke feldt in Guben, Dr. Schleußner in Neu 


Ruppin, den Landgerichtsräten Dietz und 
Dr, Kruttge in Berlin und dem Amtsgerichtsrat 
Pollack vom Amtsgericht Berlin⸗Mitte der 


Charakter als Geheimer Juſtizrat, dem Landgerichts⸗ 
rat Dr. Heſekiel vom Landgericht I in Berlin der 
Königliche Kronen- Orden III. Klaſſe, den Amts⸗ 
gerichtsräten Hirſch in Droſſen, Richter, Zweig, 
Kaehler und Niethe in Berlin, Barth in 
Perleberg, von Jablonows ki in Zehdenick der 
Rote Adler Orden IV. Klaſſe. 

Geſtorben iſt: der Amtsgerichtsrat Schleuther 
vom Amtsgericht Berlin⸗Mitte. Der Kammer⸗ 
gerichtsrat, Geheime Juſtizrat Ditzen ſcheidet infolge 
ſeiner Ernennung zum Reichsgerichtsrat aus dem 
preußiſchen Juſtizdienſte. 7 

II. Gerichtsaſſeſſoren. 

Zu Gerichtsaſſeſſoren ſind ernannt die 
Referendare: Amende, Dr. Puvogel, Kohn, 
Wendlandt, Dr. Ortmann, Klinke, Dr. Rogge, 
Kreyenberg, Lattke, Dr. Meyer, Dr, No- 


aowety, Kunitb, Fielitz, Dr. Seligſohn, 
Walther, Döhring, Dr. Eryſt Levi, Dr. Delb⸗ 
mann, von Haſſel, Eecardt, Biocksdorff, Lade⸗ 
wig, Kremp, Dr. Johannes Müller, Dr. Roeßler. 

Ausgeſchieden find die Gerichtsaſſeſſoren: 
Mehlio, Dr. Avellis, Dr. Latz, Dr. Kolbe, 
Prümers, Heine, Dr. Laub, 

I. Staatsan waltſchaft. 

Es find ernannt: der Erſte Staatsanwalt bei 
dem Landgericht 1 in Berlin, Oberſtaatsanwalt, 
Geheimer Oberjuſtizrat Dr. Iſenbiel zum Ober⸗ 
ſtaatsanwalt bei dem Kammergericht unter Verleihung 
des Charakters als Generalſtaatsanwalt, zum Staats: 
anwaltſchaftsrat: der Staatsanwalt Langen bei 
der Oberſtaatsanwaltfchaft des Kammergerichts, zum 
Staatsanwalt: der Gerichtsaſſeſſor Dr. Roſeufeld 
bei der Staatsanwaltſchaft I in Berlin, zum Direktor 
des Strafgefängniſſes in Plötzenſee: der Staatsanwalt 
Kurt Schulze in Landsberg a. W., zum Amts⸗ 
anwalt bei dem Amtsgericht in Dobrilugk: der 
Bürgermeiſter a. D. Klix. zum Amtsanwalt bei 
dem Amtsgericht in Kirchhain: der Bürgermeiſter 
Zierenberg, zum Amtsanwalt bei dem Amtsgericht 
in Zehden: der Bürgermeiſter Schilling. 

f Gortſetzung in einer der nächſten Nummern.) 

76. Es find ernannt worden: zu Amtevorſtehern 
1. der Kgl. Landrat a. D. und Kammerherr von 
Sydow zu Stolzenfelde für den Amtsbezirk 12 
Dobberphul, 2. der Domänenpächter Thon zu Klein⸗ 
Wubiſer für den Amtsbezirk 15 Wubiſer—Klemzow, 
beide im Kreiſe Königsberg Nm., 3. der Standes⸗ 
herr von Wätjen zu Fürſtlich⸗Drehna für den 
Amtsbezirk 14 Fürſilich⸗Drehna, 4. der Gutsbeſitzer 
Jaeger zu Kleinhof für den Amtsbezirk 22 
Dobrilugk, beide im Kreiſe Luckau, 5. der Lehn⸗ 
gutsbefiger Machnow zu Groß⸗Muckrow für den 
Amtsbezirk 14 Groß⸗Muckrow im Kreiſe Lübben, 
6. der Kgl. Forſtmeiſter Gründer zu Lichtefleck 
für den Amtsbezirk 16 Lichtefleck im Kreiſe Soldin, 
7. der Kantor emer. Granz zu Drehne für den 
Amtsbezirk 17 Niewerle im Kreiſe Sorau, 8. der 
Rittergutsbeſizer Buſſe zu Klein Heinersdorf für 
den Amtsbezirk 8 Möſichen im Kreiſe Züllichau⸗ 
Schwiebus; zu Amtsvorſteher⸗Stelloertretern 1. der 
Butobefiger Schmeißer zu Mückenburg für den 
Amtsbezirk 20 Neu⸗Mecklenburg im Kreiſe Frlede⸗ 
berg, 2. der Gemeindevorſteher Otto zu Grüneberg 
für den Amtsbezirk 16 Grüneberg im Kreiſe 
Königsberg Nm, 3. der Miriſchafteinſpektor Fritz 
Wurtke zu Alt⸗Podelzig für den Amtsbezirk 83 
Podelzig, 4. der Rechnungeführer Auguſt Herrſchaft 
zu Amt Lebus für den Amtebezirk 34 Lebus, beide 
im Kreiſe Lebus, 5. der Adminiſtrator Kunze zu Groß⸗ 
Leuthen für den Amtsbezirk 8 Groß⸗Leuthen im Kreiſe 
Lübben, 6. der Oberinſpektor Mandel kom zu Dertzow 
für den Amtsbezirk 3 Hohenziethen im Kreiſe Soldin. 


Germiſchtes. “ 
77. Im Jahre 1909 werden am Söntglichen 
pomologiſchen Inſtitute (Gärtnerlehranitalt) zu 


Proskau folgende Kurſe im Obſt⸗ und Garten⸗ 
bau abgehalten: 

1. Lehrerkurſus in der Zeit vom 26. April 
bis 8. Mai und vom 3. dis 13. Auguſt. 

2. Baumwärter⸗ und Baumgärtnerkurſus 
in der Zeit vom 8. bis 20. März und vom 
15. bis 24. Juli. 

3. Baumſchnittkurſus in der Zeit vom 
22. bis 27. Februar und vom 8. bis 13. No⸗ 
vember. N 

4. Kurſus für Liebhaber des Obſt⸗ und 
Gartenbaues unter befonderer Berückſichti⸗ 
gung der Bekämpfung der Pflanzenkrankheiten 
vom 26. bis 28. Juli. 

5. Garten baukurſus für Damen in der Zeit 
vom 22. bis 24. April und vom 14. bis 
16.. Oktober. 


6. Kurſus für Schulaufſichtsbeamte in der 
Zeit vom 22. bis 24. Juni. 4 

7. Kurſus für Kreisbaumeiſter in der Zeit 
vom 15. bis 17. Juni. 

8. Kurſus für Förſter und Forſtaufſeher 
in der Zeit vom 5. bis 10. Juli. 

9. Kurſus für Obftweinbereitung am 


12. und 13. Oktober. 
10. Der Blaubeerweinbereitungskurſus 

an einem noch näher zu bezeichnenden Termine. 

Der Herr Land wirtſchaftsminiſter hat durch 
Erlaß vom 7. Dezember 1907 genehmigt, daß vom 
1. April 1908 ab Damen ihre volftändige gärt⸗ 
neriſche Ausbildung an dem Königlichen pomologiſchen 
Inſtitut und Gärtnerlehranſtalt zu Proskau, Ber. 
Oppeln, erhalten können. Den Damen fteht? es 
demnach frei, nicht nur die kürzeren obigen Kurſe 
wie bisher zu beſuchen, ſondern auch als Hoſpl⸗ 
tantinnen den 2jährigen Kurſus durchzumachen. 
Es iſt damit eine Frage zur Erledigung gekommen, 
die in der Frauenbewegung vielfach erörtert wurde. 
Das Königliche pomologiſche Inſtitut wird zurzeit 
von 45 ordentlichen Hörern und 5 Hoſpitanten 
beſucht, darunter 3 Damen. Das nächſte Semeſter 
beginnt am 1. April 1909. 

Nähere Auskunft über die Bedingungen der 
Aufnahme, über Honorar ꝛc. erteilt der Direktor 
obiger Anſtalt. 


78. Freie Lehrerſtellen. 

Zum 1. April 1909: Kreis Guben: Schenken⸗ 
döbern, L., G. 1100 M. Kreis Kalau: Stennewitz, 
L., G. 1100 M. Veiſchau: L., G. 1100 M., 
A. 140 M. 

Bewerbungen ſind an die Königliche Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schul weſen, zu richten. 


Redigiert im Bureau der Königl. Reglerung zu Frankfurt a. B. 
Druck der Königl. Hofbuchdruckeret Trowißſch & Sohn in Frankfurt 8. O. 


